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1. PROBLEMSTELLUNG

Das Thema «Diversifizierung der Landwirtschaft» wird im Rahmen 
des kantonalen Richtplans speziell behandelt. 

Dieser erläuternde Bericht bezweckt, die verschiedenen im 
Bundesrecht erwähnten Arten von Bauten ausserhalb der Bauzone 
vorzustellen. Die Themen, die im Rahmen des kantonalen Richtplans 
gesondert behandelt werden, sind in den Grundsätzen zum 
Standort genannt. Für die übrigen Themen sind das Bundes- oder 
das kantonale Recht direkt anwendbar.

Die Aufteilung des Bodens in Bau- und Nichtbauzonen ist der 
wichtigste Grundsatz der Raumplanung.

Im Allgemeinen sind in den Nichtbauzonen einzig Bauten oder 
Umbauten in Zusammenhang mit der landwirtschaftlichen Nutzung 
erlaubt.

Allerdings können gewisse neue Bauten oder Anlagen, deren 
Zweck nicht der Landwirtschaftszone entsprechen, ihre Funktion nur 
erfüllen, wenn sie an einem bestimmten Ort erstellt werden. Solche 
Bauten oder Anlagen können unter dem Titel «standortgebundene 
Bauten» bewilligt werden.

Eine weitere Kategorie von Bauten ausserhalb der Bauzone 
besteht einerseits aus Wohnhäusern, die vor dem Inkrafttreten der 
Raumplanungsgesetzgebung errichtet wurden und deren Zweck 
jenem der Landwirtschaftszone nicht entspricht, und andererseits 
aus Gebäuden landwirtschaftlichen Ursprungs, die für den Betrieb 
nicht mehr benötigt werden. Für diese Gebäude kann unter 
gewissen Voraussetzungen eine «teilweise Änderung» bewilligt 
werden.

Um schliesslich Weiler landwirtschaftlichen Ursprungs nicht nur 
aus wirtschaftlichen, sondern auch aus denkmalschützerischen 
Gründen zu erhalten, gibt es die Möglichkeit, Perimeter zur 
Erhaltung von Kleinsiedlungen auszuscheiden.

Innerhalb dieser Perimeter können unter gewissen Voraussetzungen 
Umbauten von Wohnhäusern und Umnutzungen nicht-landwirt-
schaftlicher Gebäude, die umfangreicher sind als jene, die 
gewöhnlich ausserhalb der Bauzone bewilligt werden, erlaubt 
werden.

2. GRUNDSÄTZE

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Landwirtschaftszonenkonforme Bauten oder Umbauten

Es handelt sich um Gebäude oder Anlagen, die einen engen 
Zusammenhang zu einem Landwirtschafts- oder Gartenbaubetrieb 
haben, zum Beispiel:
· Scheunen und Viehställe.

· Garagen oder Schuppen für Fahrzeuge, Maschinen und 
Material.

· Güllegruben und Futtersilos.

· Mit dem Landwirtschaftsbetrieb zusammenhängende 
Wohnungen (Umbauten alter Bauernhäuser oder Neu-
bauten).

· Treibhäuser für Hors-Sol-Kulturen.

Mitwirkende Stellen

BRPA und RUBD

Verwaltungspraxis

Unveränderte Ziele der 
kantonalen Politik

Unveränderte Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Keine kantonale Studie 
erforderlich

Keine neuen Auswirkungen auf 
die Ortsplanung 

Unveränderte 
Aufgabenverteilung

Rechtlicher Rahmen

Neue eidgenössische oder 
kantonale Gesetzesgrundlage 
seit dem alten kantonalen 
Richtplan

In diesem erläuternden Bericht 
werden die Themen «Weiler 
ausserhalb der Bauzone» und 
«Geschützte Gebäude 
ausserhalb der Bauzone» 
behandelt
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· Geflügelmasthallen (Hühner, Truten).

· Legehennenhallen.

· Schweinemast- oder Schweinezuchtställe.

· Plastiktunnels für Garten- oder Gemüsebau.

Standortgebundene Bauten oder Umbauten

· Dies sind im Wesentlichen Gebäude oder Anlagen, die ihre 
Funktion nur an einem bestimmten Standort in nützlicher Weise 
erfüllen können, zum Beispiel:

- Telekommunikationsanlagen.
- Hochspannungsleitungen.
- Leitungen für Abwasser, Trinkwasser und Löschwasser.

· Gebäude, deren mögliche Immissionen dazu führen könnten, 
dass man sie in keiner Bauzone errichten dürfte, oder bestimmte 
Gebäudetypen, die nicht an einen Landwirtschaftsbetrieb 
gebunden sind, gehören ebenfalls zu dieser Kategorie, zum 
Beispiel:

- Hundezwinger und Hundepensionen.
- Gaslager.

· Schliesslich kann es sich um den Umbau geschützter einzel-
stehender Gebäude mit Schutzwert A oder B bzw. C handeln, 
falls letztere zu einem schützenswerten Ortsbild gehören. Um in 
solchen Fällen ihre Erhaltung sicherzustellen und unter Beachtung 
bestimmter Bedingungen können innerhalb der bestehenden 
Volumen Umbauten oder vollständige Zweckänderungen 
bewilligt werden, die bedeutender sind als jene, die gewöhnlich 
im Rahmen einer «teilweisen Änderung» zugelassen werden. 
Die vollständige Zweckänderung ist erlaubt, wenn sie den 
Bestimmungen der Bundesgesetzgebung (Art. 24d RPG) ent-
spricht. Für die Gesamtheit dieser Problemstellung ist das 
Kapitel «Geschützte Gebäude ausserhalb der Bauzone» zu 
konsultieren.

· Das Bundesgesetz erlaubt des Weiteren in traditionellen 
Streusiedlungsgebieten, in denen die Dauerbesiedlung verstärkt 
werden soll, denselben Umbautyp wie für einzelstehende 
geschützte Gebäude. Im Kanton Freiburg kommt dieser Fall, 
wie eine Prüfung ergeben hat, nicht vor, da sich kein Gebiet 
mehr als 5 km Luftlinie von einer genehmigten Bauzone entfernt 
befindet.

· Der letzte in der Bundesgesetzgebung vorgesehene Fall 
von Umbauten betrifft die Nutzungsänderung bestehender 
Gebäude, die als landschaftsprägende Bauten geschützt sind 
(Art. 39 Abs. 2 RPV). Diese Möglichkeit wurde für die spe-
zifische Problematik der Bauten im Bereich der Alpwirtschaft 
angewandt.

Teilweise Änderungen

Sie betreffen alle anderen Bauten, deren Nutzung nicht mit 
jener der Landwirtschaftszone konform ist, sowie alleinstehende 
Gebäude mit Schutzwert C.

Eine «teilweise Änderung» kann aus der Erweiterung, dem Umbau 
oder der teilweisen Nutzungsänderung einer Liegenschaft bestehen. 
Dagegen sind mehrere Änderungen, wenn sie untereinander 
zeitlich oder sachlich verbunden sind, als ein zusammengehörendes 
Vorhaben zu betrachten.

Siehe Thema «Erhaltenswerte 
Alpbetriebe»
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Eine Änderung ist teilweise, wenn sie:
· Umfang, Erscheinung und Bestimmung (also die Identität) 

des Bauwerks einschliesslich der Umgebung in wesentlichen 
Zügen wahrt, und

· keine wesentlich neuen Auswirkungen auf Nutzungsordnung, 
Erschliessung oder Umwelt hat.

Der Umbau eines Gebäudes zu Wohnzwecken kann folglich nur 
in dem Masse zugelassen werden, als dieses bereits ganz oder 
teilweise zum Wohnen genutzt wird, vorausgesetzt dass das 
bestehende Volumen, nicht erheblich vergrössert wird.

Die Erweiterungsmöglichkeiten der ursprünglichen Wohnfläche 
werden gemäss Art. 42 RPV und den Richtlinien der Raumplanungs-, 
Umwelt- und Baudirektion vom 31. Oktober 2000 berechnet.

Schliesslich können Bauten von geringer Bedeutung, wenn diese 
einen Bezug zu einem bestehenden Wohnhaus haben und objektiv 
begründet sind, bewilligt werden (zum Beispiel Autogarage, 
Hühnerhaus, Gartenpavillon).

Perimeter zur Erhaltung von Kleinsiedlungen

Innerhalb der Perimeter von Kleinsiedlungen können Umbauten oder 
Umnutzungen, die umfangreicher sind als die im Rahmen von «teil-
weisen Änderungen» bewilligten, ebenfalls erlaubt werden.

4. UMSETZUNG

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Gemäss Art. 59 des kantonalen Raumplanungs- und Baugesetzes 
benötigt jedes Projekt für den Bau, die Erweiterung oder den 
Umbau eines Gebäudes oder einer Anlage ausserhalb der 
Bauzone eine Sonderbewilligung der Raumplanungs-, Umwelt- 
und Baudirektion, die im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens 
erteilt wird.

Siehe Thema «Weiler ausserhalb 
der Bauzone»
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